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»Vverfassungsrechtliche Grundlagen der Selbstverwaltung

in den Industrie- und Handelskammern*
- Kritische Bestandsaufnahme und Vision -
l. Selbstverwaltung zwischen Kritik und Krise

Verfassungsrechtliche Grundlagen der Selbstverwaltung in den Industrie- und
Handelskammern - so lautet der Titel dieses Beitrags. Die Wahl dieser Thematik hat

einen doppelten Anlal3:

Der erste besteht darin, da® in den letzten Jahren aus den Reihen der
Kammermitglieder zunehmend Kritik an der herkdmmlichen Verfassung der
Industrie- und Handelskammern gelbt wurde. Dabei steht aus rechtlicher
Perspektive die Infragestellung der gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft und der mit ihr
verknupften Beitragspflicht im Vordergrund. Hinzu kommt eine Kritik an der Arbeit
und den Leistungen einzelner Kammern. Hier wird bezweifelt, dal® sie die zum Tell
erheblich gewandelten Interessen der Mitglieder noch angemessen vertreten. Die
Kritik wurde und wird nicht nur in Zeitungsartikeln und Reden geauliert. Sie hat sich
ihren Weg inzwischen bis zum Bundesverfassungsgericht gebahnt. Nachdem das
Bundesverwaltungsgericht die Verfassungsmalligkeit der gesetzlichen Pflichtmit-
gliedschaft im vergangenen Jahr bestatigt hap, ist inzwischen gegen diesen

Beschlul} eine Verfassungsbeschwerde erhoben worden.

Es gibt aber noch einen zweiten Anlall, sich mit den verfassungsrechtlichen
Grundlagen der Selbstverwaltung zu beschaftigen. Diesen sehe ich darin, dal} die
Selbstverwaltung durch strukturelle Veranderungen innerhalb des Kammerwesens
und seines Selbstverstandnisses sowie die Ubertragung neuer Aufgaben durch den

Staat bedroht ist. Ich mdchte zunachst nur auf die meines Erachtens problematische

Inhaber des Lehrstuhls fiir Offentliches Recht an der Juristischen Fakultit der Martin-Luther-Universitit
Halle-Wittenberg.
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Forderung hinweisen, die Kammern zu Dienstleistern umzufunktionieren, eine
Forderung, die auch andere Kammern betrifft. Hier bedarf es einer Besinnung auf

die Grundlagen und den Sinn und Zweck der Kammer-Selbstverwaltung.

Ilch méchte in meinen Uberlegungen zundchst auf die Kritik an der herkémmlichen
Verfassung mit ihrer gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft eingehen. Um dabei nicht zu
stark in juristische Spitzfindigkeiten abzugleiten, die es bei diesem Thema in grol3er
Fille gibt, werde ich mich auf einen historischen Ruckblick und wenige zentrale

Bl

Aspekte des Verfassungsrechts beschranken.

Im zweiten Teil werde ich auf einige Gefahren eingehen, die sich fur die
Selbstverwaltung in den Kammern nach meiner Ansicht durch die zu starke Zentrali-
sierung, Professionalisierung und Dienstleistungsorientierung der Kammern
einerseits und die Abwalzung staatlicher Aufgaben auf die Kammern andererseits

ergeben kdnnen.

Il Die Grundgedanken der funktionalen Selbstverwaltung in historischer

Perspektive

Damit komme ich zum ersten Punkt: der Kritik ab der Verfassungsmafigkeit der

gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft.

Die Industrie- und Handelskammern waren Wegbegleiter der Industriealisierung. Sie
fungierten fur Staat und Wirtschaft als Mittler und Berater in einer Zeit des Umbruchs
und Aufbruchs. Der Staat suchte nach sachverstandiger Beratung in den
verschiedenen Bereichen der gewerblichen Betatigung, die sich in einem
grundlegenden Wandel befand und nach neuen Gesetzen und neuen Formen der
Beaufsichtigung verlangte. Die in den Kammern reprasentierten Vertreter von
Handel und Gewerbe waren ihrerseits an einer wirksamen und gebindelten

Vertretung ihrer Interessen sowie der eigenverantwortlichen Ordnung ihres

’ Siehe auch die knappe Darstellung der Thematik bei Kluth, Zukunftsperspektiven der Selbstverwaltung

in der Wirtschaftspriiferkammer, in: WPK-Mitt. 1997, 266 ff.



Berufsstandes interessiert.lzI So entwickelten sich die Kammern als
Selbstverwaltungseinrichtungen zu einem Bindeglied zwischen Staat und Wirtschaft
und damit zugleich zwischen Staat und Gesellschaft. Die Mitgliedschaft aller
Gewerbetreibenden in der Kammer und ihre Heranziehung zu Beitragen waren
damals keinen grolien Themen. Im Vordergrund standen die Aufgaben und - ohne

Zweifel - der betrachtliche Erfolg und Nutzen fur die Mitglieder.

Eine rechtliche und insbesondere verfassungsrechtliche Durchdringung und Kritik
stand in der Grindungsphase nicht auf der Tagesordnung. Beide Seiten sahen ihren
Vorteil, der ja auch durchaus greifbar war. Der Erfolg - vor allem der wirtschaftliche -
ist schon immer das Uberzeugendste Argument zur Rechtfertigung politischer und

juristischer Neuerungen gewesen.

Aus heutiger Perspektive war die Selbstverwaltung in den Kammern zusammen mit
der kommunalen Selbstverwaltung ein Vorbote der demokratischen Umgestaltung
des Gesamtstaates, die freilich noch bis 1919 auf sich warten lie. Die
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch nach demokratischen Grundsatzen
gewahlte Reprasentanten und Gremien innerhalb einer 6ffentlich-rechtlichen
Rahmenordnung war eine Neuerung, deren wegweisende Bedeutung nicht
unterschatzt werden sollte. Obwohl nicht zu bestreiten ist, da} bei den Kammerver-
sammlungen vor allem der zivilrechtliche Vereinigungsgeist lebendig war und man
sich der besonderen offentlich-rechtlichen Stellung nicht immer und in allen
Konsequenzen bewul3t war, handelte es sich um ein Novum der
Verfassungsgeschichte: die demokratische Partizipation eines Berufsstandes an der

Bl

Wahrnehmung staatlicher Aufgaben.

M. Die verfassungsrechtliche Einordnung der Industrie- und Handels-

kammern

Zu den Griindungsmotiven und der Entstehungsgeschichte der IHK ‘en im einzelnen Kluth, Funktionale

Selbstverwaltung, 1997, S. 123 ff.
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Der Hinweis auf die demokratische Vorlauferfunktion der Kammern konnte zu der
Annahme verleiten, daR durch den Ubergang zur Republik als Staatsform und der
damit verbundenen Demokratisierung des Gesamtstaates auch die Demokratie in
den Kammern gestarkt wurde. Das Gegenteil war indes der Fall. In der auf
demokratischer egalité aufbauenden neuen Demokratie wurde den Kammern das
Mantelchen des Standestaates umgehangt. Weil sie noch aus dem Zeit der
konstitutionellen Monarchie stammten, wurde nicht wahrgenommen, dal} sie bereits
demokratisch verfal3t waren und damit zu der neuen Gesamtverfassung durchaus

paldten.

Das Unverstandnis gegenliber den Kammern kommt zum Beispiel in einer Schrift
des spateren Bundesprasidenten Theodor Heul3 aus dem Jahr 1921 zum Ausdruck.
Er warnte davor, Demokratie und Selbstverwaltung als aufeinander bezogene,
harmonisch miteinander verbundene Erscheinungen zu betrachten. Zwischen den
Belangen des Staatsvolkes als ganzem und denen der einzelnen Teile, wozu auch
die Mitglieder der Selbstverwaltungstrager gehoéren, seien Unterschiede und
Gegensatze unvermeidbar. Ahnlich duRerte sich Hans Peters, einer der groRen

Staats- und Verwaltungsrechtler dieser Zeit, im Jahre 1928.EI

Der demokratietheoretische Ansatzpunkt dieser Kritik liegt auf der Hand: in einem
demokratischen System durfen einzelnen Burgern oder Gruppen von Burgern keine
Vorrechte bei der EinfluBnahme auf die Staatsgewalt eingeraumt werden. Aber das
gilt nur solange und soweit es um die Belange der Allgemeinheit geht oder
Allgemeininteressen betroffen sind. Soweit es aber um die eigenen Angelegenheiten
oder um Aufgaben geht, fur die der Staat die Allgemeininteressen durch gesetzliche
Regelungen bereits hinreichend determiniert hat, gilt dies nicht. Das haben Heul}

und Peters Ubersehen und insoweit greift ihre Kritik zu kurz.

Die damit in den Vordergrund der Uberlegungen gestellte demokratische
Komponente der Kammerselbstverwaltung ist auch der Schlissel zur

verfassungsrechtlichen Einordnung und Rechtfertigung der gesetzlichen

Heuss, Demokratie und Selbstverwaltung, 1921.

Peters, Zentralisation und Dezentralisation, 1928, S. 26 ff.



Pflichtmitgliedschaft unter dem Grundgesetz. Wenn von Kritikern immer wieder
vorgetragen wird, dal} in einer freien Gesellschafts- und Wettbewerbsordnung Kritik
auch durch einen Vereinsaustritt kundgetan werden kann, so ist das zwar auf den
ersten Blick richtig. Es wird indes Ubersehen, dal} durch die Mitgliedschaft in den
Kammern ein viel weiter reichendes Kontroll- und Mitspracherecht eingeraumt wird,
als dies bei privaten Vereinigungen jemals der Fall ist. Keine private Vereinigung
verfugt namlich Uber eine demokratische Legitimation und unterliegt in gleicher
Weise Grundrechts- und Gesetzesbindungen sowie verwaltungsgerichtlicher
Kontrolle, wie dies bei den Kammern der Fall ist.Vor allem aber: die Eréffnung einer
demokratischen Partizipation zur Selbstverwaltung der einen bestimmten
Berufsstand betreffenden Aufgaben kann aus Grinden demokratischer Gleichheit
nur allen Mitgliedern des Berufsstandes eroffnet werden. Der Ubergang zur
freiwilligen Mitgliedschaft wirde den Kammern ihre demokratische Legitimation
entziehen. Die Pflichtmitgliedschaft ist also eine Folge und Forderung des

Demokratieprinzips.

Zu welchen seltsamen Konsequenzen eine auf solchen vordergrindigen
Gedankengange beruhende Kritik fihren kann, zeigt der Gesetzesentwurf der
Fraktion Bindnis 90 / Die Grunen aus dem Jahr 1996. Dieser Entwurf sieht zunachst
vor, daly die Kammern als Korperschaften des offentlichen Rechts abgeschafft und
ihre Aufgaben von privaten Verbanden mit freiwilliger Mitgliedschaft wahrgenommen
werden sollen. Da zugleich aber die bisherigen Aufgaben weitgehend beibehalten
werden sollen, hat dies zur Folge, da® hoheitliche Aufgaben nun von privaten
Verbanden ohne demokratische Legitimation wahrgenommen werden - und daf
diese natirlich auch Gebuhren fir ihre Tatigkeit erheben dirfen. Ein solches

Konzept dereguliert nicht, es delegitimiert.EI

Naturlich darf bei alledem nicht die finanzielle Belastung vergessen werden, die mit
der an die Mitgliedschaft anknlpfenden Beitragspflicht verbunden ist. Sie bedarf

einer gesonderten Rechtfertigung nach den allgemeinen Grundsatzen des

Zu den Unterschieden der Mitgliedschaft in privaten und 6ffentlich-rechtlichen Verbénden eingehender

Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997, S. 298 ff.
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Abgabenrechts. Danach durfen Gebuhren und Beitrage zur Finanzierung staatlicher
Leistungen, durch die ein wirtschaftlicher Vorteil des einzelnen begrindet wird,
erhoben werden. Diesen Vorteil sehen Gesetzgeber und Gerichte mit guten Grinden
in den Leistungen, die die Kammern flr die Mitglieder erbringen. Die weitere Frage,
inwieweit die Kammern einen der Beitragshohe angemessene Gegenleistung
erbringen, ist unter dem Aspekt der Aufgabenkritik fur jeden Bereich und jede
Kammern gesondert zu diskutieren - und davor sollte man in den Kammern auch
nicht zurlckschrecken. Hier konnen im Ubrigen aus dem Bereich der
Kommunalverwaltung viele interessante Reformideen zur Leistungsbewertung und

[

zum Wettbewerb zwischen den Kammern ibernommen werden.

Nur kurz erwahnen mochte ich an dieser Stelle, dall auch das Recht der
Europaischen Gemeinschaft der gesetzlichen Pflichtmitgliedschaft in den Kammern
sowie ihrer Existenz und Aufgabenwahrnehmung nicht im Wege steht.IEI Das

Kammermodell ist also europatauglich.

Als Zwischenergebnis ist damit festzuhalten, dald an der VerfassungsmaRigkeit der
herkdbmmlichen Kammerverfassung keine Uberzeugenden Zweifel bestehen. Im
Gegenteil: die Kammerselbstverwaltung fugt sich harmonisch und sinnvoll in das

Verfassungsgeflige des Grundgesetzes ein.

IV. Gefahren fiur die Selbstverwaltung in den Industrie- und Handels-

kammern

Damit komme ich zum zweiten Teil meiner Uberlegungen: Den Gefahren fiir die

Selbstverwaltung in Industrie- und Handelskammern.

Wahrend die an die Bekampfung der Pflichtmitgliedschaft anknipfende Kritik sich
als verfassungsrechtlich haltlos erweist und - so meine Prognose - auch vor dem
Bundesverfassungsgericht nicht erfolgreich sein wird, sehe ich in anderen Bereichen

sehr wohl ernst zu nehmende Gefahren fir die Selbstverwaltung in den Kammern.

& Dazu Adamschek, Interkommunaler Leistungsvergleich. Leistung und Innovation durch Wettbewerb,

1997.

12 Einzelheiten bei Kluth, WPK-Mitt. 1997, 266 (270 und 272).



Da diese Gefahren nur zum Teil von aulen drohen, zu einem anderen Teil aber
einen kammerinternen Ursprung besitzen, betrete ich damit naturlich ein schwieriges
Terrain, das ich als Gast ihrer Vollversammlung auch nur zégernd betrete. Dennoch
fuhrt kein Weg daran vorbei, an dieser Stelle auch einige kritische Anmerkung zur
Entwicklung des Kammerwesens anzubringen, denn nur wer sich eines Problems

bewulft ist, kann es losen.

1. Ubertragung zusétzlicher Aufgaben aulerhalb des Selbstverwaltungsbereichs

Bund wund Lander suchen im Rahmen der augenblicklich beliebten
Deregulierungskampagnen nach Madglichkeiten, sich eigener Aufgaben zu
entledigen. Als modglichen Adressaten der Aufgabenverlagerung wurden dabei
inzwischen auch die Kammern entdeckt. So steht etwa den Arztekammern im
Zusammenhang mit der Gesundheitsreform ein nicht unbetrachtlicher
Aufgabenzuwachs ins Haus. Auch die Industrie- und Handelskammern werden
zunehmend bedacht. Nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz, das die Kammern an
mehreren Stellen anspricht, war zwischenzeitlich die Ubertragung des
Handelsregisters im Gespréich.IEI Die Ubertragung weiterer Aufgaben wird diskutiert

und teilweise konkret vorbereitet.

Bedenklich ist an diesem Vorgang nicht so sehr, da® weitere Aufgaben Ubertragen
werden, sondern dal} es sich teilweise um Aufgaben handelt, die nicht zum Bereich
der eigenen Angelegenheiten gehoren. Das hat in der Regel zur Folge, dal} sie nicht
als Selbstverwaltungsaufgaben nur unter Rechtsaufsicht ausgeflihrt werden,
sondern mit Weisungsrechten  gekoppelt sind.IEI Hinzu kommt die

Finanzierungsfrage.

Natirlich handelt es sich dabei nicht um ein absolutes Norum, denn die Ubertragung
von staatlichen Aufgaben zusatzlich zu den Selbstverwaltungsaufgaben ist bereits
jetzt bei vielen Kammern anzutreffen. Soweit es sich dabei um Einzelfalle handelt,
die im Verhaltnis zu den Selbstverwaltungsaufgaben von untergeordneter Bedeutung

sind, ist dagegen auch nichts einzuwenden. Problematisch wird es aber, wenn es

13 Dazu etwa Stober, Handelsregister und Selbstverwaltungskorperschaften der Wirtschaft, 1998.

1 Zu diesem Aspekt Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997, S. 524 ff.



sich um gewichtige und zahlreiche Aufgaben handelt. Wenn ich dazu kritisch
anmerke, dal dadurch der Typus der Selbstverwaltung verwassert wird, dann ist das
mehr als ein Bild. Selbstverwaltung lebt von einer gesunden Distanz zum Staat.
Diese Distanz wird durch die Beschrankung auf die Rechtsaufsicht und die
weitgehende Eigenfinanzierung institutionell abgesichert. Je mehr Aufgaben unter
staatlicher Fachaufsicht und Weisung ausgeflihrt werden, desto mehr geht diese
Distanz verloren und damit der Charakter einer Selbstverwaltungseinrichtung.
Deshalb muly die Aufgabenibertragung in jedem Einzelfall und im Hinblick auf
mogliche summative Effekte genau und kritisch gepriuft werden. Auch hier gilt aus
der Sicht der Kammern, dal} weniger manchmal mehr ist - soll heil’en: weniger

Aufgaben bedeuten oft mehr Selbstverwaltung.

Das ganze hat zudem einen finanziellen Aspekt: Sieht der Staat eine Finanzierung
durch die Kammern vor, so ist das problematisch, da es in der Regelung um
Aufgaben geht, die im Allgemeininteresse wahrgenommen werden.IEI Solche
Aufgaben dirfen grundsatzlich nicht durch Mitgliedsbeitrage finanziert werden.
Werden sie dieser Einsicht folgend durch staatliche Zuschisse finanziert, so hat dies
aber wiederum zur Folge, dall die Kammern in eine finanzielle Abhangigkeit vom

Staat geraten.

Ich bin deshalb der Ansicht, dal die Ubertragung von Aufgaben auRerhalb des
Selbstverwaltungsbereichs grundsatzlich unterbleiben oder auf Ausnahmefalle
beschrankt werden sollte, jedenfalls so lange, wie man an der Selbstverwaltung

festhalten und sie nicht nach und nach in die Landesverwaltung integrieren will.
2. Kammerinterne Hochzonung von Aufgaben

Eine Auseinandersetzung mit bestehenden und verfestigten Zustanden verlangt der
zweite Kritikpunkt, den ich einmal als Hochzonung von Aufgaben und Verantwort-
lichkeiten auf Spitzenverbande, namentlich also den DIHT'E, bezeichnen mochte. Da

es mir dabei nicht darum geht, die Arbeit des DIHT zu kritisieren oder gar seine

15 Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997, S. 314 ff.

6 Zu seiner Stellung im einzelnen Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997, S. 478 ff.



Existenz in Frage zu stellen, mul ich diesen Aspekt zunachst einmal etwas genauer

beschreiben.

In der Praxis ist es so, dal} die einzelnen Kammern in vielen Bereichen dem DIHT
eine Vorreiter- und Vorbereiterrolle zuweisen und sich selbst auf den Nachvollzug
seiner Vorschlage und Modelle beschranken. Das ist ein Phanomen, das auch aus
dem kommunalen Bereich gelaufig ist, wo jedenfalls die kleineren Stadte und
Gemeinden treu ihren Spitzenverbanden folgen. Eine solche zentalisierende
Entwicklung ist, wenn sie sich auf zu viele Bereiche erstreckt, fir die
Selbstverwaltung zum einen problematisch, weil sie zu einer faktischen Entmachtung
der demokratisch legitimierten Basis und zur Herrschaft angestellter Funktionare
fuhrt, die haufig dem sich selbst verwaltenden Berufsstand nicht angehdren. Da die
Hochzonung auf der Kammerebene die Entscheidungs- und Gestaltungsspielraume
in einen Nachvollzugsbetrieb umwandelt wird dort auch die Rechtfertigung und der
Sinn des Selbstverwaltungsrechts als Selbstgestaltungsrecht nicht mehr erfahrbar.
Ich halte deshalb einen Appell im Sinne eines ,Zurick zur Basis“ in einigen
Bereichen fur angebracht und zeitgemalf3. Nur wenn die Basis spurt, dal} es in den
Kammern um echte Gestaltung und Entscheidung geht, wird die Bereitschaft zum
ehrenamtlichen Engagement steigen und die Akzeptanz der Kammermitgliedschaft

wachen.

Zu bedenken geben mochte ich dabei auch, dal} durch die Zentralisierung vieler
Aufgaben beim Dachverband der mit der Wahrnehmung durch die einzelnen
Kammern verbundene Wettbewerbseffekt verloren geht. Aulerdem ist es sicher
nicht teurer, im Einzelfall eine externe Beratung in Anspruch zu nehmen, anstatt

einen teuren Verwaltungsapparat zu finanzieren.

Auch aus der Perspektive des Demokratieprinzips ist daran zu erinnern, dal} die
demokratische Gestaltungshoheit bei den einzelnen Kammern und nicht beim
Spitzenverband liegt. Der DIHT verfugt nur Uber eine mittelbare demokratische
Legitimation. Es sollte deshalb auch erwogen werden, eine zentrale
Vollversammlung einzufuhren, die die Grundfragen der Kammerarbeit auch
bundesweit einer dichteren demokratischen Legitimation zufuhrt. Als Vorbild kénnte
der deutsche Arztetag dienen, der die Arbeit der Bundesarztekammer ergéanzt und

ein lebendiges Forum der Standespolitik ist.
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3. Ausbau von Dienstleistungsangeboten

Als weiteren Punkt, der kritische Aufmerksamkeit verdient, mochte die Gefahr des

unkontrollierten Ausbaus von Dienstleistungsfunktionen ansprechen.

Auf den ersten Blick mutet es modern an, wenn sich die Kammern zunehmend als
Dienstleistungsanbieter verstehen und dies auch nach auf’en deutlich machen. Es
liegt im Trend der Zeit, statt von Aufgaben von Produkten zu sprechen und die
Mitglieder als Kunden oder Nachfrager zu betrachten. Die Kommunalverwaltung

und auch manche Landesverwaltungen beschreiten diesen Weg.

Problematisch sind vor allem einige Nebeneffekte, die nicht nur in der Praxis
sondern auch im Grundsatz mit dieser neuen Orientierung verbunden sind und deren
negative Folgen wir im kommunalen Bereich beobachten koénnen, wo diese

Entwicklung schon sehr viel weiter fortgeschritten ist.

Sowohl rechtlich als auch standespolitisch problematisch ist es, wenn die Kammern
Dienstleistungen in Konkurrenz zu den Angeboten einzelner Mitglieder anbieten.IEI
Hier sollten sich die Kammern freiwillig einer strengen Subsidiaritatskontrolle
unterwerfen. Zu diesem Punkt fuhre ich zur Zeit ein Forschungsvorhaben durch,

dessen Ergebnisse zu Beginn des kommenden Jahres vorliegen werden.

Ein weiteres gewichtiges juristisches Problem stellen die Kontrollverluste bei

Ausgliederungen von Dienstleistungen auf selbstandige GmbH's dar.@I Das gilt um

Siehe dazu die inzwischen kaum noch iiberschaubare Literatur zum sog. Neuen Steuerungsmodell.
Exemplarisch seien genannt: KGSt, Wege zum Dienstleistungsunternehmen Kommunalverwaltung.
Fallstudie Tilburg, KGSt Bericht Nr. 19/1992; KGSt, Das Neue Steuerungsmodell. Begriindung,
Konturen, Umsetzung, KGSt-Bericht Nr. 5/1993; Wallerath, Verwaltungserneuerung, VerwArch. 88
(1997), S. 1 ff.; Liider, Triumph des Marktes im 6ffentlichen Sektor?, DOV 1996, 93 ff.

Allerdings gibt es hier auch rechtliche Schranken, z.B. aus dem UWG.

Als Vorbild kénnen die Vorschriften des kommunalen Wirtschaftsrechts herangezogen werden, die

verlangen, daf} das betreffende Angebot nicht in gleicher Weise durch private Anbieter erbracht wird.

20 Auch hier muB allerdings differenziert werden. In einzelnen Féllen kann die Ausgliederung von

Aufgaben auf eine GmbH sogar sinnvoll sein, wie z.B. bei den Bildungszentren. Hier dient die Trennung
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so mehr, wenn diese zusammen mit Privaten betrieben werden. Die erheblichen
Probleme, die viele Kommunen mit der Steuerung ihrer Unternehmen und
Beteiligungen haben, sollten hier als warnendes Beispiel dienen. Im Rahmen eines
gesetzesvorbereitenden Gutachtens fur das sachsische Innenministerium konnte ich
mich im letzten Jahr davon Uberzeugen, dal} viele Stadte die Kontrolle Uber ihre
Unternehmen weitgehend verloren haben und hier eine Eigenstandigkeit und
Eigendynamik entstanden ist, die von der Kommunalverwaltung kaum noch zu
steuern ist. Es kann deshalb nicht Aufgabe einer nach ihrer Grundkonzeption
mitgliedergetragenen und basisnahen Selbstverwaltung sein, konzernartige

Strukturen zu entwickeln.

Eine wichtige Erkenntnis der Untersuchung im kommunalen Bereich war, da® die
organisatorische Verselbstandigung friiher oder spater mit einer gewissen
Zwangslaufigkeit zu einem Primat der Gewinnorientierung und einer gefahrlichen

Starkung des institutionellen Eigeninteresses flhrt.

Das kann fur die Mitglieder auf den ersten Blick nutzlich sein, soweit die
Leistungsfahigkeit im Dienstleistungsbereich erhéht wird. Garantiert ist es aber nicht
und die Mdglichkeiten, daran etwas zu andern sind dann sehr begrenzt. Denkbar ist
es sogar, dal} die Eigeninteressen der urspringlichen Trabanten steuernden Einflu®
auf die Kammern selbst ausiben. Auch daflr gibt es aus dem kommunalen Bereich
entsprechende Beispiele. So kdnnen flr die Haushalte der Selbstverwaltungstrager
im Falle einer Miwirtschaft erhebliche finanzielle Belastungen entstehen, die sich
negativ auf die Wahrnehmung anderer Aufgaben auswirken und letzten Endes von

den Mitgliedern zu tragen sind.

Schlieldlich ist ein unkontrollierter Trend zu mehr Dienstleistungen auch mit der
Gefahr einer Verschleierung der zentralen hoheitlichen Funktionen der Kammern
sowie der Interessenvertretung verbunden. Nach wie vor sind es aber in erster Linie
qualitatsvolle Regelungen - oder sinnvolle Deregulierungen - , Interessenvertretung

und sachverstandige Beratung, die die Kammern ihren Mitgliedern und dem Staat

der Bildungsangebote vom hoheitlichen Bereich der klaren Trennung beider Sphéren, die auch aus

wettbewerbsrechtlichen Griinden sinnvoll ist.
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schulden. Dies sollte sich auch in der Verteilung des Arbeitseinsatzes der Kammern

deutlich bemerkbar machen.

V. Aufgabenkritik, Basisorientierung und Bekenntnis zum Ehrenamt als
Gegenwartsaufgaben und Zukunftsgarantie der funktionalen

Selbstverwaltung

Selbstverwaltung beruht auf dem Gedanken, dal} die Betroffenen Uber eine
besondere Sachkunde und ein besonderes Interesse verfugen, um die sie
betreffenden Aufgaben zu regeln sowie den Staat in diesem Bereich zu
unterstUtzen. Dieser zentrale Gedanke der Selbstverwaltung in den Kammern muf}
neu belebt werden, um die aktive Mitgliedschaft wieder attraktiver zu machen, aber
auch, um das tatsachlich vorhandene Potential an gestalterischer Kraft zu nutzen.
Das ist nur maoglich, solange und soweit die institutionellen Eigeninteressen der
Kammern domestiziert bleiben und die zu erfullenden Aufgaben transparent und

uberschaubar bleiben.

Der Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene kann dazu beitragen, indem er den
Kammern wirkliche Gestaltungsspielraume eréffnet und sich mit eigenen Regelung
zurickhalt. An ihm liegt es auch, die Selbstverwaltung nicht durch die Ubertragung

neuer Aufgaben aulRerhalb des Selbstverwaltungsbereichs zu denaturieren.

Die Kammern selbst stehen vor der Aufgabe, die in den letzten Jahrzehnten
eingetretene Hochzonung von Aufgaben auf die zentrale Ebene jedenfalls dort zu
revidieren, wo die Basis selbst Losungen finden und Regelungen treffen kann. Dazu
bedarf es einer grindlichen Aufgabenkritik. Durch einen solchen Prozel} wird die
Selbstverwaltung an der Basis gestarkt und zudem der Wettbewerb zwischen den
Kammern als Entdeckungsverfahren genutzt. Es ware ja auch widersinnig, wirden
die Kammern sich Uberall fur den Markt und den Wettbewerb einsetzen und nur

ihren eigenen Tatigkeitsbereich davon ausnehmen.

Es besteht trotz dieser kritischen Hinweise aus meiner Sicht kein Zweifel daran, dal}

die Industrie- und Handelskammern und ihre Selbstverwaltung ein Uberzeugendes

2 Zu weiteren Einzelheiten Kluth, Funktionale Selbstverwaltung, 1997, S. 541 ff,
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und leistungsfahiges Konzept darstellen, das auch im Rahmen der zunehmenden
Globalisierung und der europaischen Integration zukunftsfahig ist. Allerdings sollte
dabei der Erfahrung aus anderen Bereichen Rechnung getragen werden, dal} die
Erweiterung des Aktionsfeldes nicht zu einer Entmachtung der Basis fihren darf. Im
Gegenteil: Globalisierung und Europaisierung mussen durch eine gleichzeitige
Starkung basisdemokratischer Partizipation aufgefangen und verarbeitet werden. Die
Europaische Union hat dies inzwischen fur ihren Bereich erkannt und die Stellung
des Burgers in vielen Bereichen verbessert. Das gleiche gilt fur die kommunale
Ebene, auf der die Bundeslander fast alle die Moglichkeiten zur direkten Mitwirkung
der Blrger verbessert haben. Die Selbstverwaltung in den Kammern sollte sich
diesem Trend nicht verschlieBen und auf diese Weise ihre alte demokratische

Tradition fortfihren.



	Selbstverwaltung zwischen Kritik und Krise
	1.	Übertragung zusätzlicher Aufgaben außerhalb des Selbstverwaltungsbereichs

